
Kanalgebührenordnung

der Gemeinde Mutters
Der Gemeinderat der Gemeinde Mutters hat mit Sitzungsbeschluss vom 16.03.2006 auf Grund des § 15 Abs. 3 Ziffer 4 des Finanzausgleichsgesetzes (FAG) 2005, BGBl. I Nr. 156/2004, idF. BGBl. I Nr. 105/2005, folgende Kanalgebührenordnung beschlossen.

§ 1

Einteilung der Gebühren

Zur Deckung der Kosten des Aufwandes der Gemeindekanalanlage hebt die Gemeinde Mutters Benützungsgebühren in der Form einer einmaligen Gebühr (Anschlussgebühr) und einer laufenden Gebühr (Kanalbenützungsgebühr) ein. 
§ 2

Anschlussgebühr

(1) Die Gemeinde erhebt zur Deckung der Kosten der Errichtung oder Erweiterung der Kanalanlage eine Anschlussgebühr. 


(2) Die Pflicht zur Entrichtung der Anschlussgebühr entsteht für alle im Erschließungsbereich liegenden Gebäude ebenso wie bei freiwilligem Anschluss nicht anschlusspflichtiger Gebäude mit dem Zeitpunkt des tatsächlichen Anschlusses an die Kanalisationsanlage. Demnach entsteht für freistehende Gebäude, von denen kein Abwasser in die Kanalisation eingeleitet wird, keine Gebührenpflicht.


(3) Bei Zu- und Umbauten und bei Wiederaufbau von abgerissenen oder zerstörten Gebäuden entsteht die Gebührenpflicht zum Zeitpunkt des Baubeginns, jedoch nur insoweit, als die neue Bemessungsgrundlage den Umfang der früheren übersteigt.


(4) Werden Gebäude oder Gebäudeteile, deren Baumasse für die Bemessungsgrundlage einer Anschlussgebühr nicht oder nicht in vollem Ausmaß angerechnet wurde, durch Umbauten in voll gebührenpflichtige Gebäude oder Gebäudeteile umgewandelt, wird eine Anschlussgebühr im entsprechenden Ausmaß nachberechnet.

§ 3

Kanalbenützungsgebühr

(1) Die Gemeinde erhebt zur Deckung der Kosten des Betriebes und der Instandhaltung der Gemeindekanalanlage eine Kanalbenützungsgebühr.


(2) Die Pflicht zur Entrichtung der Kanalbenützungsgebühr entsteht zum Zeitpunkt der erstmaligen Einleitung von Abwässern in die Kanalanlage.


§ 4

Berechnung der Anschlussgebühr

(1) Bemessungsgrundlage für die Berechnung der Anschlussgebühr ist der umbaute Raum (Baumasse) aller auf einem Grundstück angeschlossenen Gebäude nach Maßgabe des § 2 Abs. 4 des Tiroler Verkehrsaufschließungsabgabengesetzes (TVAAG), LGBl. Nr. 22/1998.


(2) Die Anschlussgebühr beträgt € 4,50 (incl. MWSt.) pro Kubikmeter der Bemessungsgrundlage.    

(3) Wird der Anschluss eines unbebauten Grundstückes verlangt, wird für die Berechnung der Anschlussgebühr eine fiktive Baumasse von 500 m³ angenommen. Diese Baumasse wird bei der Errichtung eines Gebäudes von der tatsächlichen Baumasse für die Berechnung der Anschlussgebühr in Abzug gebracht. 


(4) Landwirtschaftliche Gebäude und Gebäudeteile, die im Freiland lt. Flächenwidmungsplan liegen und die nicht an das Kanalnetz angeschlossen werden oder nicht angeschlossen werden dürfen (z.B. Scheunen und landw. Schuppen), sind von der Anschlussgebühr ausgenommen.
(5) Für Geräte- und Holzschuppen, die nur dem Schutz von Sachen dienen, ist keine Anschlussgebühr zu leisten.


§ 5

Berechnung der Kanalbenützungsgebühr

(1) Bemessungsgrundlage ist der innerhalb des Bemessungszeitraumes durch gemeindeeigene Wasserzähler gemessene Wasserbezug. 


(2) Die Kanalbenützungsgebühr ist in Quartalsvorschreibungen zu entrichten, wobei mit den Quartalsvorschreibungen Jänner, April und Juli jeden Jahres auf Basis des letztjährigen Verbrauches berechnete aliquote Zahlungen 
vorgeschrieben werden. Mit der Quartalsvorschreibung im Oktober jeden Jahres erfolgt dann die jährliche Abrechnung aufgrund des abgelesenen Zählerstandes, wobei die Quartalszahlungen angerechnet werden. 


(3) Die Kanalbenützungsgebühr beträgt pro m³ Wasserverbrauch aufgrund des Jahreserfordernisses im Sinne des § 3 Abs. 1 € 1,76 (inkl. MWSt.) pro m³ Wasserverbrauch, wobei die Mindestabnahme für jedes angeschlossene Grundstück € 114,40, d.s. 65 m³  inkl. MWSt. pro Jahr  beträgt. Die Höhe der Gebühr wird jeweils vom Gemeinderat festgelegt.
(4) Ist das Ausmaß des tatsächlichen Verbrauches an Wasser infolge Wasserbezuges aus der Wasserversorgungsanlage ohne Wasserzähler nicht bekannt, so ist der Verbrauch zu schätzen (§ 147 TLAO).

(5) Ist das Ausmaß des tatsächlichen Verbrauches an Wasser infolge Wasserbezuges aus anderen, nicht gemeindeeigenen Anlagen nicht bekannt, so hat der Gebührenpflichtige dieses Ausmaß auf seine Kosten durch Wasserzähler nachzuweisen.

(6) Wird der Nachweis nicht erbracht, so ist das Ausmaß zu schätzen (§ 147 TLA0).


(7) Für, auf einer bewachsenen Freifläche (Garten) verbrauchtes Wasser, das nicht in den Kanal gelangt, besteht für den (die) Liegenschaftseigentümer(in) die Möglichkeit, den Verbrauch durch einen eigenen Zähler zu erfassen. 

Für diesen Verbrauch wird keine Kanalbenützungsgebühr berechnet.
Der Wasserzähler ist bei der Gemeinde zu beziehen und ist dieser vom Liegenschaftseigentümer(in) auf seine (ihre) Kosten einzubauen. 
(8) Zur Erfassung des tatsächlichen Verbrauches an Wasser für Objekte und Grundstücke mit Viehhaltung, ist der Einbau eines zusätzlichen Wasserzählers erforderlich, so dass jederzeit eine Trennung des Verbrauches im Wirtschaftsgebäude und in den anderen Gebäuden möglich ist.

Für viehhaltende Landwirte wird hiefür eine Kanalbenützungsgebühr nicht vorgeschrieben. 

Der Wasserzähler ist bei der Gemeinde zu beziehen und ist dieser vom Liegenschaftseigentümer(in) auf seine (ihre) Kosten einzubauen. 

§ 6

Gebührenschuldner

(1) Zur Entrichtung der Gebühren sind die Eigentümer der angeschlossenen Grundstücke verpflichtet. 
(2) Die Gebührenpflicht für die Anschlussgebühr trifft alle Grundstückseigentümer.

Diese entsteht nach Inbetriebnahme der neuen Anlagenteile. 
(3) Bei Eigentumswechsel haftet der neue Eigentümer für ausstehende Kanalgebühren.               
§ 7

Vorschreibung der Gebühren

(1) Die Gebühren werden bescheidmäßig vorgeschrieben.

(2) In allen Gebühren ist die gesetzliche Umsatzsteuer enthalten.

(3) Der Wasserzähler wird jeweils in der 1. Septemberhälfte abgelesen.

(4) Auf die Kanalbenützungsgebühr ist in den Monaten Jänner, April und Juli eine Vorauszahlung zu entrichten. Die Vorauszahlung ist auf die Kanalbenützungsgebühr anzurechnen.

§ 8

Verfahrensbestimmungen

Für das Verfahren gelten die Bestimmungen der Tiroler Landesabgabenordnung (TLA0), LGBl. Nr. 34/1984 in der jeweils geltenden Fassung. 

§ 9
Inkrafttreten

Diese Kanalgebührenordnung tritt mit 1.7.2006 in Kraft. Ab diesem Zeitpunkt tritt die bisher gültige Kanalgebührenordnung der Gemeinde Mutters außer Kraft.
